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20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 

   

 

 

 

 Änderungsantrag 
12.01.2023 

HHA 

Fraktion der AfD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die 
Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) in       
der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/9640 zu Drucksache 20/9251 

  
 
        
Inhalt des Antrags: Schaffung von 120 zusätzlichen Abschiebehaftplätzen 
 
Einzelplan  18 Staatliche Hochbaumaßnahmen  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  18 01   Bezeichnung Staatliche Hochbaumaßnahmen 

Produktnummer  008 Bezeichnung Bauten Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen 
 
 

Veränderungen in Euro 2023 
von um auf 

Produkterfolgsplan    
Nr. Bezeichnung    

7 Summe Erträge 
3.824.200 0 3.824.200 

14 Summe Aufwendungen 26.617.300 13.380.000 39.997.300 

                              

                              

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben                   

 
 

 
  

  Drucksache 20/10209 
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Veränderungen in Euro 2024 
 von um auf 

Produkterfolgsplan    

Nr. Bezeichnung 
   

7 Summe Erträge 3.765.000 0 3.765.000 

14 Summe Aufwendungen 39.397.300 13.380.000 52.777.300 

            
                  

            
                  

 
 

Liquidität    

Einnahmen 
                  

Ausgaben                   

 
Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 
 
Veranschlagung von Verpflichtungsermächtigungen 2024 in Höhe von 13,38 Mio. Euro fortlaufend bis 2027 
 
Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 
 
Nach Aussage des Ministeriums für Inneres und Sport belaufen sich die Baukosten für die Darmstädter 
Abschiebehafteinrichtung mit einer Kapazität von bis zu 80 Abschiebehaftplätzen auf 33,8 Mio. Euro. Der Bau ist 
mittlerweile abgeschlossen. Für die nach Einschätzung der Fraktion der AfD im Hessischen Landtag sofort notwendigen 
zusätzlichen 120 Abschiebehaftplätze ergibt sich inklusive einer Kostensteigerung von 32 Prozent  ein zusätzlicher 
Investitionsbedarf von 66,9 Mio. Euro. Da der Bau nicht innerhalb eines Haushaltsjahres abgeschlossen wird, ist eine 
gleichmäßige Verteilung des Investitionsvolumen auf die nächsten fünf Haushaltsjahre zielführend. Damit wird jeder der 
künftigen fünf Haushalte mit 13,38 Mio. Euro zusätzlich belastet. 
 
 
 
 
 

 

 
 
Wiesbaden, 12. Januar 2023 
 
Für die Fraktion 
der AfD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Robert Lambrou 
 
 

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

  
  

 


